
 

Satzung 
über die Erhebung von Erschließungs- 

beiträgen in der Gemeinde Alfter 
vom 29. Oktober 1990 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in d er Fassung der Bekanntma-
chung vom 08.12.1986 (BGBl. I Seite 2253), zuletzt geändert durch Art. 2  Abs. 
2, Magnetschwebebahnplanungsgesetz vom 23.11.1994 ( BGBl. I Seite 3486),  in 
Verbindung mit § 7 der Gemeindeordnung für das Land  Nordrhein-Westfalen  in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW Se ite 666), zuletzt  geändert 
durch Gesetz vom 20.03.1996 (GV NW Seite 132) hat d er Rat der Gemeinde Alfter 
in seiner Sitzung am 25.10.1990 folgende Satzung be schlossen:  
 
(in der Fassung nach der 2. Änderungssatzung vom 01 .10. 1996)  
 
 

§ 1 
Erhebung des Erschließungsbeitrages 

 
(1) Die Gemeinde Alfter erhebt Erschließungsbeiträg e nach den Vorschriften  des 

Baugesetzbuches (§§ 127 ff) sowie nach Maßgabe dies er Satzung.  
 
(2) Gemäß der zwischen der Stadt Bonn und der Gemei nde Alfter abgeschlossenen  

und vom Regierungspräsidenten mit Verfügung vom 09. 11.1989 genehmigten  öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 27.09./16.10. 1989 gilt diese  Satzung 
auch für den Teilbereich in der Stadt Bonn, der von  der Straße  "Alter 
Heerweg" südlich der Einmündung Hermann-Löns-Straße  erschlossen  wird. Die 
genaue Abgrenzung des Teilbereichs ergibt sich aus der Anlage  2 zu § 5 der 
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung.  

 
(3) Gemäß der zwischen der Stadt Bonn und der Gemei nde Alfter abgeschlossenen  

und vom Regierungspräsidenten mit Verfügung vom 9. November 1989 genehmig-
ten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 27. Sep tember/16. Oktober  1989 
gilt diese Satzung nicht für den Teilbereich in der  Gemeinde Alfter,  der 
von der Straße "Alter Heerweg" nördlich der Einmünd ung Hermann-Löns-Straße 
erschlossen wird. Die genaue Abgrenzung des Teilber eiches ergibt  sich aus 
der Anlage 1 zu § 3 der öffentlich-rechtlichen Vere inbarung.  

 
(4) Gemäß der zwischen der Stadt Bonn und der Gemei nde Alfter abgeschlossenen  

und vom Regierungspräsidenten Köln mit Verfügung vo m 10.01.1994 genehmig-
ten öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 20.10./ 12.11.1993, gilt  diese 
Satzung auch für das Grundstück "Henri-Spaak-Straße  165" (Gemarkung  Duis-
dorf, Flur 13, Nr. 640) in der Stadt Bonn.  

 
 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand,  
 

1. für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straße n, Wege und Plätze  
 
a) bei beidseitiger Anbaufähigkeit bis zu 14 m Brei te;   
b) bei einseitiger Anbaufähigkeit bis zu 8 m Breite  

 



 

 
2. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsä chlichen Gründen mit  Kraft-

fahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerh alb der Baugebiete  
   ( z.B. Fußwege, Wohnwege) bis zu einer Breite vo n 5 m;  
 
3. für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen  im Sinne von § 127  Abs. 2 

Ziff. 3 BauGB bis 21 m Breite;  
 
4. für die Parkflächen,  
 

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen im Sinne vo n Ziff. 1 bis 3  sind, 
bis zu einer weiteren Breite von 5 m;  

 
b) soweit sie nicht Bestandteil der nach Ziff. 1 bi s 3 genannten Verkehrs-

anlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen inne rhalb der  Baugebiete 
zu deren Erschließung notwendig sind, bis zu 10 v. H.  aller im Abrech-
nungsgebiet (§ 5) liegenden Grundstücksflächen;  

 
5. für Grünanlagen;  
 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von  Ziff. 1 bis 3  sind, 
bis zu einer weiteren Breite von 4 m;  

 
b) soweit sie nicht Bestandteil der in Ziff. 1 bis 3 genannten Verkehrsan-

lagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen innerh alb der  Baugebiete 
zu deren Erschließung notwendig sind, bis zu 10 v. H.  aller im Abrech-
nungsgebiet (§ 5) liegenden Grundstücksflächen.  

 
(2) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendeh ammer, so vergrößern sich  

die in Abs. 1 Ziff. 1 a) angegebenen Maße für den B ereich des Wendehammers 
um 8 m und für die in Abs. 1 Ziff. 1 b) angegebenen  Maße für den Bereich 
des Wendehammers um 10 m. Das gleiche gilt für den Bereich der Einmündun-
gen in andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließ ungsanlagen.  

 
(3) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 gehören  insbesondere die Kosten  
 

1. für den Erwerb der Grundflächen;   
2. für die Freilegung der Grundflächen;   
3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungs anlagen einschließlich  

der Einrichtungen für ihre Entwässerung und ihre Be leuchtung;   
4. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche E rschließungsanlagen;   
5. die für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfa hrt einer klassifi-

zierten Straße entstehen, die über die Breiten der anschließenden  frei-
en Strecken hinausgehen.  

 
(4) Der Erschließungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus  

ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunk t der Bereitstellung.  
 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen 

Erschließungsaufwandes 
 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) w ird nach den tatsächlichen  
Kosten ermittelt.  

 
 



 

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird fü r die einzelne Erschlie-
ßungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend  von Satz 1 den bei-
tragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte Abs chnitte einer Erschlie-
ßungsanlage ermitteln oder diesen Aufwand für mehre re Anlagen, die  für die 
Erschließung der Grundstücke eine Einheit bilden (E rschließungseinheit), 
insgesamt ermitteln.  

 
(3) Die Aufwendungen für Sammelstraßen im Sinne von  § 2 Abs. 1 Ziff. 3, für  

Parkflächen im Sinne von § 2 Abs. 1 Ziff. 4 b), für  Grünanlagen im Sinne  
von § 2 Abs. 1 Ziff. 5 b) und für Anlagen nach § 10  werden entsprechend  
den Grundsätzen des § 6 den zum Ausbau bestimmten S traßen, Wegen und  Plät-
zen, zu denen sie vor der Erschließung her gehören,  zugerechnet. 
 
Das Verfahren nach Satz 1 findet keine Anwendung, w enn das Abrechnungsge-
biet der Parkflächen, Grünanlagen oder Anlagen nach  § 10 von dem Abrech-
nungsgebiet der Straßen, Wege und Plätzen nach Satz  1 abweicht; in  diesem 
Falle werden die Parkflächen, Grünanlagen und Anlag en nach § 10  selbst-
ständig als Erschließungsanlagen abgerechnet.  

 
 

§ 4 
Anteil der Gemeinde 

am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
 

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Ersc hließungsaufwandes.  
 
 

§ 5 
Abrechnungsgebiet 

 
Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Gru ndstücke bilden das Abrech-
nungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungs anlage oder eine Erschlie-
ßungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abs chnitt der Erschließungsan-
lage bzw. der Erschließungseinheit erschlossenen Gr undstücke das Abrechnungs-
gebiet.   
Die Bildung eines Abschnittes oder einer Erschließu ngseinheit wird im Einzel-
fall vom Rat der Gemeinde beschlossen. Der Beschlus s ist wie eine Satzung  öf-
fentlich bekanntzumachen.  
 
 

§ 6 
Verteilung des beitragsfähigen 

Erschließungsaufwandes 
 

A (1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils 
der Gemeinde (§ 4) auf die erschlossenen Grundstück e des Abrechnungsgebie-
tes (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dab ei  wird die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Absat z B)  und der Art (Ab-
satz C) berücksichtigt.  

 
(2) Als Grundstücksfläche gilt:  
 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplane s die Fläche, die  der 
Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen  ist.  

 



 

 
b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die er forderlichen Festset-

zungen nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksf läche bis zu  einer 
Tiefe von 40 m von der Erschließungsanlage oder von  der der  Erschlie-
ßungsanlage zugewandten Grenze des Grundstückes. Re icht die  bauliche   
oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hina us, so  ist die 
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere G renze der  Nutzung 
bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbin-
dung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben be i der  Bestimmung  
der Grundstückstiefe unberücksichtigt.  

 
B (1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grun dstücksfläche mit einem  

Nutzungsfaktor vervielfacht, der im einzelnen beträ gt:  
 

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich  nutzbaren Grundstü-
cken, auf denen keine Bebauung  zulässig ist  100 v.H.   

2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 125 v.H.   
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 150 v.H.   
4. bei viergeschossiger Bebaubarkeit 175 v.H.   
5. bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit 200 v.H.   

und für jedes weitere Geschoss eine   
Erhöhung von  10 v.H.   
der Grundstücksfläche.  

 
(2) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Be bauungsplan festgesetzte  

höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der B ebauungsplan nur  Grund-
flächen- und Baumassenzahl aus, so gilt als Geschos szahl die Baumassenzahl 
geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf die nächst folgende  volle Zahl 
aufgerundet werden. Untergeschosse, die keine Vollg eschosse  i. S. der 
BauNVO sind, werden hinzugerechnet, wenn sie überwi egend gewerblich in-
dustriell oder in gleichartiger Weise genutzt werde n.  

 
(3) Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zug elassen oder vorhanden  und 

geduldet, so ist diese zugrunde zu legen.  
 
(4) Grundstücke, auf denen nur Garagen und Stellplä tze gebaut werden  dürfen, 

gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke.  
 
(5) Grundstücke, die nicht baulich oder gewerblich genutzt sind und auch  nicht 

baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen, werd en mit 0,5 der  Grund-
stücksfläche angesetzt.  

 
(6) In unbeplanten Gebieten und Gebieten für die ei n Bebauungsplan weder  die 

Geschosszahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl f estgesetzt, ist  
 

a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächli chen vorhandenen,  
 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die  Zahl der auf den  

Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorha ndenen Geschosse 
maßgebend. Hinzugerechnet werden Geschosse nach § 6  Abs. B (2)  S. 
3.  

 
 



 

 
(7) Ist die Geschosszahl wegen der Besonderheit des  Bauwerks nicht feststell-

bar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als Vollgeschoss ge-
rechnet.  

 
C   Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer ü berwiegend gewerblich oder  

industriell genutzten Grundstücken oder Grundstücke n, die nach den Fest-
setzungen eines Bebauungsplanes in einem Kern-, Gew erbe-, Sondergebiet  
nach § 11 BauNVO oder Industriegebiet liegen, auch andere Grundstücke er-
schlossen, so sind die  

 
a) Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Sondergebiete n nach § 11 BauNVO  so-

wie für Grundstücke, die überwiegend gewerblich ode r in gleichartiger 
Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus-und 
Schulgebäuden) genutzt werden, die in Absatz B (1) genannten Vomhun-
dertsätze um jeweils 30 Prozentpunkte zu erhöhen.  

 
b) Grundstücke in Industriegebieten sowie für Grund stücke, die überwiegend  

zu Industriezwecken genutzt werden, die in Absatz B  (1) genannten Vom-
hundertsätze, um jeweils 50 Prozentpunkte zu erhöhe n.  Bei unbebauten 
Grundstücken in unbeplanten Gebieten ist die sich a us  den benachbarten 
Grundstücken des Abrechnungsgebietes ergebende über wiegende Nutzungsart 
maßgeblich.  

 
 

§ 7 
Grundstücke an mehreren 

Erschließungsanlagen 
 

(1) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschli eßungsanlage im Sinne des  
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 dieser Satzung erschlossen werden,  ist die Grundstücks-
fläche bei Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur  mit zwei Drittel an-
zusetzen.  

 
(2) Dies gilt nicht:  
 

a) für Grundstücke in Kerngebieten, Gewerbegebieten  und Industriegebieten  
in Sondergebieten im Sinne des § 11 BauNVO sowie fü r überwiegend ge-
werblich oder industriell genutzte Grundstücke in s onstigen beplanten  
oder unbeplanten Gebieten (§ 6 C)  

 
b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Ersch ließungsanlage erhoben  

wird und Erschließungsbeiträge für weitere Anlagen weder nach dem gel-
tenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rech tsvorschriften erho-
ben worden sind oder erhoben werden dürfen.  

 
c) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass si ch der Beitrag eines  

anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet um mehr al s 50 % erhöht.  
 
 



 

§ 8 
Kostenspaltung 

 
Der Erschließungsbeitrag kann für:  
 
1. den Grunderwerb   
2. die Freilegung   
3. die Fahrbahn   
4. die Radwege   
5. die Bürgersteige   
6. die Parkflächen   
7. die Grünanlagen   
8. die Beleuchtungsanlagen   
9. die Entwässerungsanlagen   
10. die Immissionsschutzanlagen   
gesondert erhoben werden und in beliebiger Reihenfo lge umgelegt werden, sobald 
die Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedec kt werden soll, abgeschlos-
sen worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung im  Einzelfall wird vom  Rat 
der Gemeinde beschlossen. Der Beschluss ist wie ein e Satzung öffentlich  be-
kanntzumachen.  
 
 

§ 9 
Merkmale der endgültigen Herstellung 

der Erschließungsanlagen 
 

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen n icht befahrbare Verkehrsan-
lagen, Sammelstraßen und selbstständige Parkflächen  sind endgültig herge-
stellt, wenn  

 
a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und  
 
b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Bele uchtungseinrichtungen  

verfügen.  Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus de m Baupro-
gramm.  

 
(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließun gsanlage sind endgültig  

hergestellt, wenn  
 

a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung  auf tragfähigem Unter-
bau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pf laster aufweisen; 
die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material ne uzeitlicher  Bauweise 
bestehen;  

 
b) unselbstständige und selbstständige Parkflächen eine Befestigung auf  

tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, B eton, Platten,  
Pflaster, Rasengittersteinen aufweisen; die Decke k ann auch aus einem  
ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweisen bestehen ;  

 
c) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestalt et sind;  
 
d) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprech end Buchstabe a) herge-

stellt und die unbefestigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind.  
 

 



 

 
(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig herge stellt, wenn ihre Flächen  

im Eigentum der Gemeinde stehen und gärtnerisch ges taltet sind.  
 
(4) Der Rat kann im Einzelfall die Merkmale der end gültigen Herstellung abwei-

chend von Abs. 1, 2 und 3 festlegen. Ein solcher Ab weichungsbeschluss  ist 
als Satzung öffentlich bekannt zu machen.  

 
 

§ 10 
Immissionsschutzanlagen 

 
Art, Umfang und Herstellungsmerkmale von Anlagen zu m Schutz von Baugebieten  
gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bu ndes-Immissionsschutzge-
setzes werden durch ergänzende Satzung im Einzelfal l geregelt.  
 
 

§ 11 
Vorausleistungen 

 
Im Fall des § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistun gen bis zur Höhe des  vo-
raussichtlichen Erschließungsbeitrages erhoben werd en.  
 
 

§ 12 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 
Im Einzelfall kann der Erschließungsbeitrag vor der  Entstehung der Beitrags-
pflicht in Höhe des voraussichtlich endgültigen Ers chließungsbeitrages abge-
löst werden. Dieser Beitrag errechnet sich aus den der Gemeinde für die in  
Frage kommende Erschließungsanlage bereits entstand enen und voraussichtlich  
noch entstehenden beitragfähigen Aufwendungen. Der Aufwand ist gemäß § 4  zu 
kürzen und gemäß §§ 6 und 7 auf die erschlossenen G rundstücke zu verteilen. 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.  
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachu ng in Kraft. 

 
 
 


